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"Gesetzes über die Hochschulen und die   
Prof. Grolle kommt 

9.00 Uhr: Öffentliche Veranstaltung in der Aula 
Am Montag, den 24. April 1975, wird der Niedersächsische Wissenschaftsminister 

im Rahmen einer öffentlichen Veranstaltung mit Vertretern. der Universität und 

der Fachhochschule, um 9.00 Uhr in der Aula, über den Referentenentwurf eines 

Lande Niedersachsen" (Nieders. Hochschulgesetz-NHG-) diskutieren. Die Veran- 
staltung konnte leider nicht eher angekündigt werden, da erst heute endgül- 

tig der Termin und der Rahmen des Grolle-Besuches vereinbart werden konntensgh 

Entwicklung von Gesamthochschulen im 

  
  

Verschärfung der NAK-Prüfung 
Die vom Wissenschaftsministerium in 
Hannover geplante Verschärfung der Zu- 
lassungsprüfung für Nichtabiturienten 
ist im Konzil der Universität Olden- 
burg auf scharfe Kritik gestoßen. Auf 
seiner ersten Sitzung verabschiedete 
das Anfang des Jahres neugewählte Gre- 
mium einstimmig eine Resolution, in 
der das Ministerium aufgefordert wird, 
von jeder Verschärfung der Prüfung Ab- 
stand zu nehmen, da sonst die bisher 
erreichten Fortschritte auf dem Wege 
zur Chancengleichheit zunichte gemacht 
würden. 
Die vom Wissenschaftsministerium ange- 
kündigten Verschärfungen der Z-Prüftm- 
gen beruhen nicht zuletzt auf Beschlüs- 
sen der Kultusministerkonferenz, die 
auf ihrer letzten Sitzung u.a. empfoh- 
‚len hatte, das Mindestalter für die Zu- 
lassung zur Prüfung auf 27 Jahre herauf- 
zusetzen und Mathematik wie ein oder 
zwei Fremdsprachen als obligatorische 
Prüfungsfächer einzuführen. 

In der Konzilresolution heißt es dazu: 
"Die Studierfähigkeit kann sich nicht 
ausschließlich nach Kriterien einer 

Abiturprüfung ergeben, in denen bei- 

spielsweise Mathematik und Fremdspra- 
chenkenntnisse ein hoher Qualifikations 

ne wichtige Funktion für ein erfolgrei- 
ches Studium bildet." 
Weiter stellte das Konzil dazu fest, daß 
gerade traditionell unterprivilegierte 
Schichten der Bevölkerung durch die Neu- 
regelung ausgeschlossen würden, die sich 
nicht aus der Zielsetzung, die Studier- 
fähigkeit festzustellen ableite, sondern 
aus der Absicht, die Studentenzahlen den 
Kapazitäten anzupassen. eh 

nung der Provisorischen Revolutionären 

Regierung als alleinige Vertreterin 

‚des südvietnamesischen Volkes gefor- 

dert wird. Wörtlich heißt es in dem 

Brief: "Seit Jahrzehnten kämpft das 

vietnamesische Volk für seine Unabhän- 

gigkeit, Selbständigkeit und territo- 

riale Integrität. Selbstbestimmung, na- 

tionale Unabhängigkeit und territori- 

ale Integrität sind unveräußerliche 

demokratische Rechte eines jeden Vol- 

kes, 

Diese Rechte des vietnamesischen Vol- 

kes werden von der USA laufend gebro- 

chen» Neuerlicher Höhepunkt hierfür 

sind die von der USA unterstützten Bom- 

bardierungen von Städten sowie die 
Zwangsevakuierungen und Menschenver- 

schleppungen, die vor der Weltöffent- 

lichkeit als "humanitäre Hilfe" ausge- 
geben werden, deren wahrer Charakter 
sich aber immer weniger verbergen 
läßt. 
Der Rücktritt des Thieu-Regimes und 
die Beendigung der WS-Einmischung, die 
Erfüllung des Pariser Vietnam Abkom- 
mens durch die USA und das Thieu-Re- 
gime, sind die Bedingung für die Been- 
digung des Krieges in Vietnam. 
Die unterzeichneten Hochschullehrer, 
wissenschaftliche Assistenten und Mit-   

Vorstand gewählt 
Auf seiner letzten Sitzung hat das 
neugewählte Konzil Professor Dr. 
Irene Pieper für die Hochschulleh- 
rer, Dr. Wilhelm Büttemeyer für die 
wissenschaftlichen Mitarbeiter, Wil- 
helm Kleinert für die Studenten und 
Roswitha Sokolowski für die nicht- 
wissenschaftlichen Mitarbeiten in 
den Vorstand gewählt. Während bei 
den drei letztgenannten Gruppen die 
Wahl der aufgestellten Kandidaten 
sehr deutlich ausfiel, konnte sich 
Irene Pieper gegen Professor Dr. 
Wolfgang Schulenberg nur knapp durch. 
setzen. Sie erhielt 39 Stimmen, 
Schulenberg 37. eh       

wert beigemessen wird und die damit zu 
Zugangsbarrieren für Nichtabiturienten Vietnamresolution 
werden kann. . Vielmehr erschließt ei- Das Konzil der Universität hat mit 39 
ne mehrjährige Berufstätigkeit gleicher- gegen 17 Stimmen bei 15 Enthaltungen 
maßen eine Eignung für die Studienfähig-Hochschulangehörige aufgefordert, ei- 
keit, die nach Erfahrungen an der Uni- nen Brief an die Bundesregierung zu 
versität Oldenburg in vielen Fällen ei- unterstützen, in dem u.a. die Anerken- 

arbeiter der Universität fordern Sie 
auf, jede Unterstützung der USA und des - 
Thieu-Regimes zu unterlassen. Dazu B- 
hört auch die unter dem Deckmantel der 

"humanitären Hilfe" unterstützte Eva- 
kuierung und Verschleppung von Menschen 
aus den befreiten Gebieten Südvietnans. 
Wir fordern Sie auf, jegliche Hilfe 
dem südvietnamesischen Volk über seine 
rechtmäßige Regierung, der Provisori- 
schen Revolutionären Regierung, zukom- 
men zu lassen, ohne daß von Ihrer Sei- 

"te irgendwelche Bedingungen gestellt 
werden. 

Insbesondere fordern wir Sie auf, end- 

lich die diplomatischen Beziehungen zum 
Thieu-Regime abzubrechen, als alleinige 
Vertretern des südvietnamesischen Vol- 
kes die Provisorische Revolutionäre 
Regierung anzuerkennen, die diplomati- 

schen Beziehungen zur Demokratischen 
Republik Vietnam aufzunehmen, sowie auf 
allen Ebenen dafür einzutreten, daß 
die Regierung der USA ihre Einmischung 
in Vietnam beendet."



  

  

Keinen Raum für NHB 
Die Genehmigung zur Durchführung einer 
‚Einführungsveranstaltung des National- 
demokratischen Hochschulbundes (NHB) 
am 21.4. wurde am 17.4. vom Rektor der 
Universität widerrufen. Der Widerruf 
einer zuvor erteilten Genehmigung, wur- 
de notwendig, nachdem der NHB in einer 
Anzeige in der NWZ vom 17.4.75 verkün- 
det hatte, daß "R. Drechsler für den 
Gründungsausschuß der Universität 01- 
denburg" einlädt. 
Der Sachverhalt, daß der NHB als Ver- 
anstalter den Namen des Gründungsaus- 
schusses der Universität Oldenburg be- 
ansprucht, erweckt den Anschein, als ob 
die Universität sich mit der Genehmi- 
gung der Veranstaltung hinter die p=- 

litische Zielsetzung des NHB stellt. 
Um diesen Anspruch und Mißbrauch aus- 

zuschließen, mußte die Genehmigung der 
Veranstaltung widerrufen werden. 

Die Tatsache, daß der NHB von sich aus        

  

   

  

(öffentlich) . 

  
Ba lädt ein R. Drechsjet für den Grüpdupgsausscäitigig "'<.*: 

Einführungsveranstaltung. 
Montag, den 21. April 1075, um 20 Uhr nen 
in deg' Umtversität Oldenburg, Ammerliuter - 
Heerstraße, Raum G 020/20. _ . 
Es sprechen Dr. R. Kosiek, Nürtingen, 

Volk und Nation im Ischnischei ‚n Solaher: 

die Durchführung seiner Veranstaltung 

unmöglich gemacht hats, enthebt die 

Hochschulöffentlichkeit nicht der Ver- 

pflichtung, sich mit dem Gedankengut 

von Gruppierungen wie dem NHB poli- 

tisch auseinanderzusetzen. Deshalb 

kann es nicht Aufgabe des Rektors sein, 

mit administrativen Mitteln, wie sie 

in diesem Einzelfall notwendig waren, 

eben diese politische Auseinanderset- 

zung in der Universität zu verhindern. 

Insofern bleiben alle politischen Grup- 

pierungen, denen es beim Aufbau der 

Universität Oldenburg und der Namens- 

gebung um einen gesellschaftlichen 

Auftrag gegangen ist, aufgefordert, 

sich in Zukunft dafür einzusetzen,daß 

die durch den NHB vertretene politi- 

sche Richtung an unserer Hochschule 

ohne Chance bleibtz;selbst wenn etwa 

dem NHB formal-juristisch die Benut- 

zung von Räumen nicht versagt werden 

kanns Krüger, Rektor 

Diese Anzeige 

veröffentlich- 

te der NHB am 

und J, Sehnell, NHB- Bundesvorsitzender, TERRE 1704.75 in der 
mit anschließender Diskussion. - f 5 Nordwest-Zei- 

Thema: tung» 

* 

  

SHB zum NHB 

Mit einem im besten Stürmerstil aufge- 
machten Flugblatt empfahl sich in 01- 
denburg eine studentische Gruppe den 

erstaunten Lesern: Der NHB lädt zu ei- 

lich, ob nicht Toleranz gegenüber Fa- 

schisten zu üben sei, da man in einer 

Demokratie ja "allen Seiten" gerecht 

werdsn müsse, kurzum, Auseinanderset- 

zung im Dialog mit dem NHB. Wir mei- 

nen, daß eine solche Fragestellung 
ner Veranstaltung mit Herrn Kosiek (NPD) falsch ist. Warum? Blättern wir in der 
in der Carl-von-Ossietzky-Universität 
Oldenburg ein. Der Zynismus ist unüber- 
bietbar: Faschisten des NHB und Herr 
Kosiek, welcher sich besonders in Ras- 
‚sismus und dem Schreiben und Verbrei- 
ten übelster Schriften im Stile eines 
Goebbels hervortut, an einer: Universi- 
tät, die sich den Namen des konsequen- 
ten und radikaldemokratischen Anti- 

faschisten Carl von Ossietzky verpfli- 
chtet hat und in ihrer Grundordnung 
eindeutig die Verpflichtung von For- 

schung und Lehre im Dienste des Frie- 

dens und gesellschaftlichen Fortschrit- 
tes für sich an Anspruch nimmt? (Vergl. 
Ga, si 2)* 

Der SHB sagt hier klar und eindeutig: 
Nein! Wir sind der Meinung, daß alle 
Demokraten aufgerufen sind, gemeinsam 
und konsequent den Anfängen zu wehren! 
An unserer Hochsohule darf es keinen 
Platz für Faschisten geben! Gegen die- 
se Kräfte ist die freiheitlich demo- 
kratische Grundordnung zu verteidigen! 
Nun stellt sich Vielen die Frage, und 
das wurde insbesondere auf der letz- 
ten Studentenparlamentssitzung deut- 

Geschichte: Millionen von Toten aller 

Nationen gehen ungeteilt auf das Konto 

des Faschismus. Blut und Tränen und 

das Glück für einige wenige Bankkonten 

sind Politik und Ideologie faschisti- 

scher Kräfteg Portugal, Griechenland, 
Chile und Spanien lehren es uns. Wenn 

nach der "Befreiung der Menschheit" von 

der Geißel des deutschen Faschismus 

"einem deutschen Demokraten gesagt wor- 

den wäre, 30 Jahr später würde es in 
unserem Lande Bürger geben, die im Na- 

men demokratischer Gerechtigkeit Tole- 

ranz für den Faschismus fordern und in 
der Hinnahme seiner Propaganda ein be- 
sonders hohes Maß an Freiheit sehen, 
er würde dies als eine böse Provoka- 
‚tion verstanden haben”(DVZ v. 3.4.75, 
Nr.14). 
Hier soll keinem das Wort abgeschnitten 

oder gar das Recht auf freie Meinung 

versagt werden, auch wenn sie "em 
schreckend falsch" ist, aber Duldsam- 
keit gegenüber einer Restauration fa- 
schistischer Ideologie darf es nicht 

geben. Die Inhumanität dieser Kräfte 

verbietet es jedem Demokraten, seien 

Initiative Medizin. __ 
Das Rektorat der Universität will er- 
neut den Ausbau der Universität um die 
Fachgebiete Medizin und Rechtswissen- 
schaft ins Gespräch bringen. In einer 
kurzen Erklärung dazu, stellte das Rek- 
torat vor dem Senat fest, es wisse 
sich mit dieser Initiative im Einklang 
mit der Universitätsgesellschaft, die 
die Hochschule im Hinblick auf eine 

Erweiterung um diese Fachgebiete in 
der Öffentlichkeit und den politi-- 
schen Kreisen unterstützen will. 
Erste Begründung für die Notwendigkeit 
der Einrichtung der Fachgebiete Medi- 
zin und Rechtswissenschaften wollen 
die Hochschullehrer Hans-Ludwig Frey- 
tag und Alexander Krafft vorberei- 
ten. 

In einem ersten Zwischenbericht über 

die"Möglichkeiten der Ergänzung des 

Spektrums der Universität Oldenburg 

um medizinische Ausbildungseinrichtun- 

gen" stellte der Sozialwissenschaft- ) 
ler Freytag zum Stand der Diskussion 
fest, daB nach Aktenlage der bis zum . 
‘Winter 72/73 aktiven Planungskommis- 

sion Medizin beim Wissenschaftsministe- 

rium bisher lediglich erreicht worden 

sei, daß "im Lande noch einmal über 
einen Standort für eine gemeinsame"hu- 

man- und zahnmedizinische Ausbildungs- 

stätte nachgedacht werden sollte." Je- 

denfalls sei offensichtlich 'nicht mehr 

daran zu .denken, daß die alten Pläne, 
Zahnmedizin als Minimalprogramm nach 

Oldenburg zu holen, realisiert werden 
könnten. 

Als Ansatzpunkte für weiteres Handeln 
‚schlägt Freytag vor zu überprüfen,"wie 
es um den Ausbau der Oldenburger Kran- 
kenhäuser steht. Dies besonders unter | 
dem Aspekt, ob Universität und die Kran- 
kenhäuser gemeinsam Ausbildungsgänge 
für den vom Wissenschaftsrat empfoh- 
lenen "Diplom-Mediziner" (Dreijährige & 
Studiengänge im Gesundheitswesen) auf- 
bauen könnten. Als eine andere Möglich- 
keit wird in dem Papier u.a. genannt, ' 
über den Ausbau der Sozial- und Inge- En: 
nieurwissenschaften ım Sozial- und Ar- 

beitsmedizin eine volle medizinische Fun | 
Ausbildungsstätte zu realisieren. 

ET Te Te EEE 

es Liberale, Sozialdemokraten und Kom 

munisten, Toleranz gegenüber denen zu — | 

übe „ die die freiheitlichen, demo- | 
kratischen Grundrechte, wie sie in un- 
serer Verfassung festgelegt sind, mit 
‚den Füßen treten und die arbeitende Be- 
völkerung bis aufs Blut auspreßt! Das 
(lehrt uns die Geschichte! 
Der SHB fordert daher alle freiheit- 
lichen und fortschrittlichen Kräfte 
an der Universität auf, eindeutig und 
klar Position zu beziehen. Der SHB weiß 
sich einig mit Kommmisten: Keinen Me- 
ter Boden für den NHB, der studenti- 
schen Nachfolgeorganisation der NSDAP, 
an der Carl-von-Ossietzky-Universität 

Oldenburg! Udo Weigel(SHB) 

   


